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„Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
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Herausgeber: Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion Sulingen-Verden

Die Planungsgrundlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen

Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 04.07.2017). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der

Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Bad Fallingbostel, den 10.01.2020
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Bürgermeisterin

Der Rat der Stadt Walsrode hat den Bebauungsplan Nr. 124 "Sondergebiet - Forellenhof - Hotel, Freizeit und nicht störende land-

lichen Auslegung wurden am 27.08.2019 in der Walsroder Zeitung ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des 

Der Verwaltungsausschluss der Stadt Walsrode hat in seiner Sitzung am 22.08.2019 dem Entwurf  des Bebauungsplanes Nr. 124

Walsrode, den ....................

des Bebauungsplanes und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen 

Verletzung von Vorschriften

Walsrode, den 17.03.2020

Nutzung", Ortschaft Hünzingen, ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 14.03.2020 in der Walsroder Zeitung ortsüblich bekannt ge-

Der Bebauungsplanes Nr. 124 "Sondergebiet - Forellenhof - Hotel, Freizeit und nicht störende landwirtschaftliche und gewerbliche

Bekanntmachung

Walsrode, den 10.03.2020

wirtschaftliche und gewerbliche Nutzung", Ortschaft Hünzingen nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner

Walsrode, den 10.03.2020

Bebauungsplanes und die Begründung haben vom 04.09.2019 bis 04.10.2019 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

zingen, sowie der Begründung zugestimmt und seine Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffent-

"Sondergebiet - Forellenhof - Hotel, Freizeit und nicht störende landwirtschaftliche und gewerblichen Nutzungen", Ortschaft Hün- 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet von 

Satzungsbeschluss

Bremen, den 09.10.2018 / 13.08.2019 / 02.12.2019

Öffentliche Auslegung

Planverfasser

(instara)

Walsrode, den 10.03.2020

"Sondergebiet -Forellenhof - Hotel, Freizeit und nicht störende landwirtschaftiche  und ergänzende gewerblichen Nutzung", Ortschaft 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Walsrode hat in seiner Sitzung am 25.10.2018 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.124

Walsrode, den 10.03.2020

Aufstellungsbeschluss

Präambel

(Spöring)

Planunterlage

Hünzingen, beschlossen. 

Jahr 2017C

(NBauO) und des § 58 (2) Nr. 2  des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) - jeweils in der zuletzt 

geltenden Fassung - hat der Rat der Stadt Walsrodeden den Bebauungsplan Nr. 124 "Sondergebiet - Forellenhof - Hotel, Freizeit, 

nebenstehenden textlichen Festsetzungen sowie der nebenstehenden örtlichen Bauvorschrift, als Satzung  beschlossen.

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung 

Verfahrensvermerk

macht worden. Der Bebauungsplan ist damit am 14.03.2020 in Kraft getreten.

(Unterschrift)

Bürgermeisterin

(Spöring)

Sonstige Planzeichen

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z. B. von Baugebieten, oder Abgrenzung

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

(§ 9 BauGB und §§ 1 und 16 BauNVO)

Grünflächen

Verkehrsflächen

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Art der baulichen Nutzung

Planzeichenerklärung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB §§ 22 und 23 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie

Straßenverkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Baugrenze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-11 BauNVO)

(gemäß Planzeichenverordnung v. 1990)

SO

Sondergebiete "Sondergebiet - Forellenhof - Hotel, Freizeit und nicht störende landwirtschaftliche

Ein- und Ausfahrtbereich

Private Grünflächen

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (siehe textliche

Zu erhaltende Bäume (siehe textliche Festsetzungen Nr. 8.2)

Internet: www.instara.de

E-Mail:  info@instara.de

Tel.: (0421) 43 57 9-0

Fax.: (0421) 45 46 84

28309 BremenVahrer Straße 180
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Anzupflanzende Bäume (siehe textliche Festsetzungen 8.3)

Bebauungsplan Nr. 124 "Sondergebiet - Forellen-

hof - Hotel, Freizeit und nicht störende

landwirtschaftliche und gewerbliche Nutzung",

Ortschaft Hünzingen

b)  Abriss- oder Baumaßnahmen an Bestandsgebäuden sind vor ihrer Durchführung im Hinblick auf das Vorkommen

von geschützten Fledermausarten in der Zeit der Wochenstubenbildung (Mai und Juni) sowie auf das Vorkommen

von Nestern geschützter Vogelarten während der Brut- und Aufzuchtphase (März bis Oktober) durch eine geeignete

Fachperson zu überprüfen.

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahmeprüfung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG

bzw. eine Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen.

c)  Eine Beseitigung des Stillgewässers im Bereich des Hoteleingangs ist außerhalb der Winterruhe von Amphibien

durchzuführen. Vor einer Beseitigung dieses Stillgewässers ist durch eine geeignete Fachperson das Vorhanden-

sein von Amphibien zu prüfen und gegebenenfalls eine aktive Umsiedlung in die zwei benach- barten Stillgewässer

(innerhalb der Fläche für Wasserwirtschaft) zu veranlassen.

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahmeprüfung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG

bzw. eine Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen.

Schutzobjekte

Bei den gesetzlich geschützten Biotopen sind die Bestimmungen nach § 30 BNatSchG zu beachten.

Örtliche Bauvorschriften (§ 84 NBauO)

1. Dachgestaltung

1.1 Dachform

Im Plangebiet sind nur Pultdächer sowie symmetrisch geneigte Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächer mit einer

Mindestneigung von 20 ° zulässig.

1.2 Dachfarben

Die Farbe der Dacheindeckungen muss innerhalb der nachstehenden Farbspektren, angelehnt an RAL-Farben,

liegen:

Rot/Rotbraun: RAL 2002 Rotorange RAL 3009 Oxidrot

RAL 3000 Feuerrot RAL 3011 Braunrot

RAL 3001 Signalrot RAL 8004 Kupferbraun

RAL 3002 Karminrot RAL 8012 Rotbraun

RAL 3003 Rubinrot

Grau/Schwarz: RAL 7015 Schiefergrau

RAL 7016 Anthrazitgrau

RAL 7021 Schwarzgrau

1.3 Dachmaterialien

Die Verwendung von Metall sowie glasierten und glänzend engobierten Pfannen für Dacheindeckungen ist

unzulässig. Ausgenommen sind untergeordnete Nebenanlagen.

1.4 Ausnahmen zur Dachgestaltung

Ausgenommen von den Festsetzungen 1.1 und 1.2 zu Dachform und -farbe sind Solaranlagen, Wintergärten und

untergeordnete Gebäudeteile (z. B. Dachgauben, Vordächer, Verbindungsdächer).

Darüber hinaus unterliegen Garagen, überdachte Stellplätze sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden, bis zu

einem umbauten Raum von 60 m³, nicht den genannten Festsetzungen.

2. Fassadengestaltung

2.1 Fassadenmaterial

Als Material für die Außenfassaden baulicher Anlagen sind nur Klinker, Putz und Holz zulässig. Davon aus-

genommen sind Stahl und Metall als untergeordnete Konstruktionselemente.

2.2 Fassadenfarben

Folgende Farbtöne sind zulässig

Klinker: rot, rotbraun, rotgeflammt, graublau

Putz: weiß, beige, grau

Holz: natur, weiß, beige, grau, graublau, braun, ochsenblutrot

3. Ordnungswidrigkeiten gegen die örtliche Bauvorschrift

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer der örtlichen Bauvorschrift zuwider handelt. Die

Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße geahndet werden.

Rechtsgrundlagen

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017

(BGBI. IS.3786).

Es gilt das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  03. November 2017

(BGBI. IS. 3634).

und nicht störende landwirtschaftiche und gewerbliche Nutzung", Ortschaft Hünzingen, bestehend aus der Planzeichnung, den 

Bürgermeisterin

(Spöring)

Bürgermeisterin

(Spöring)

Bürgermeisterin

(Spöring)

Bürgermeisterin

(Spöring)

Sitzung am 17.12.2019 als Satzung gemäß (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

des Wasserabflusses

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung

(Regenwasserrückhaltebecken / Löschwasser)

Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den

Spielplatz

mit örtlicher Bauvorschrift

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (siehe textliche Festsetzungen Nr. 9)

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemein-

schaftsanlagen  (St-Stellplätze)

Höhenfestpunkte (57,25 m / 59,31 m ü NHN)

Gesondert gekennzeichnete überbaubare Grundstücksfläche  (siehe textliche Festsetzung Nr. 5)

7. Private Grünfläche „Freizeit-, Spiel- und Outdooraktivitäten“

In der privaten Grünfläche sind bauliche Anlagen und Einrichtungen zulässig, wenn sie mit der

Zweckbestimmung vereinbar sind. Dies betrifft z. B.:

- Spielflächen (Tennis, Volleyball etc.)

- 2 Sitzgelegenheiten (z. B. Bänke) bis maximal 25 m² pro Sitzgelegenheit

- 2 Schutzhütten bis maximal 24 m² pro Schutzhütte

- Sonstige Versiegelungen (z. B. Fußwege) bis maximal 590 m²

8. Grünordnung

8.1 Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen sowie von Gewässern

Innerhalb der Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern ist der Gehölz- und Gewässerbestand zu erhalten (§ 9

Abs. 1 Nr. 25b BauGB). Gehölzabgänge sind durch Nachpflanzungen mit Gehölzen gleicher Art an

ungefähr gleicher Stelle in der folgenden Pflanzperiode zu ersetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB). Bei

Nachpflanzungen sind folgende Arten und Qualitäten zu berücksichtigen:

Bäume: Stiel-Eiche (Quercus robur), Buche (Fagus sylvatica), Bergahorn (Acer pseudoplatanus) als 3 x

verpflanzter Hochstamm mit einem Stammumfang von 12-14 cm Stammumfang in 1 m Höhe.

Sträucher: Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Schlehe (Prunus spinosa), Holunder (Sambucus

nigra), Haselnuss (Corylus avellana) als verpflanzter Strauch mit 3 Trieben und einer Höhe von 60-100 cm.

Ausdrücklich zulässig ist die sukzessive Umwandlung nicht landschafts- und standortgerechten

Gehölzbestandes durch geeignete Maßnahmen (z. B. Anlage von standortheimischen Gehölzen,

Unterpflanzung von standort- und landschaftsgerechten Gehölzen).

8.2 Erhalt von Einzelbäumen

Die in der Planzeichnung festgesetzten Einzelgehölze sind zu erhalten (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB). Die

Entfernung eines Baumes ist aus Gründen der Verkehrssicherung zulässig. Abgänge sowie aus Gründen

der Verkehrssicherung entfernte Bäume sind durch Nachpflanzungen mit Bäumen gleicher Art an ungefähr

gleicher Stelle in der folgenden Pflanzperiode zu ersetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB). Folgende Arten und

Qualitäten sind bei Nachpflanzungen zu berücksichtigen:

Bäume: Stiel-Eiche (Quercus robur), Rotbuche (Fagus sylvatica), Bergahorn (Acer pseudoplatanus) als 3 x

verpflanzter Hochstamm mit einem Stammumfang von 12-14 cm in 1 m Höhe.

8.3 Anpflanzung von Einzelbäumen

An den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten sind Einzelbäume zu pflanzen und dauerhaft zu

erhalten (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB). Die anzupflanzenden Baumarten sind in der Planzeichnung

festgelegt. Es handelt sich hierbei um Rotbuchen (Fagus sylvatica) als 3 x verpflanzter Hochstamm mit

einem Stammumfang von 12-14 cm in 1 m Höhe. Abgänge sind durch Nachpflanzungen mit Bäumen

gleicher Art an ungefähr gleicher Stelle in der folgenden Pflanzperiode zu ersetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a

BauGB).

9. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,

Natur und Landschaft

9.1 In der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft Nr. I eine Neuanlage von Pflanzungen mit folgenden Arten und folgenden Qualitäten

vorgesehen:

Bäume: 2 x Bergarhorn (Acer pseudoplatanus) als 3 x verpflanzter Hochstamm mit Drahtballen und einem

Stammumfang von 8-10 cm, 1 x Sandbirke (Betula pendula) als 3 x verpflanzter Hochstamm mit Drahtballen

und einem Stammumfang von 8-10 cm im Abstand von 10-15 m.

Sträucher: Insgsamt 10 Sträucher der Arten Weißdorn, Schlehe und Feldahorn mit 3 Trieben ohne Ballen im

Abstand von 1,25 m - 1,50 m.

9.2 In der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft Nr. II ist eine Neuanlage von Pflanzungen mit folgenden Arten und folgenden Qualitäten

vorgesehen:

Bäume: 2 x Bergahorn (Acer pseudoplatanus) oder 2 x Eiche (Quercus robur) als 3 x verpflanzter

Hochstamm mit Drahtballen und einem Stammumfang von 8-10 cm im Abstand von 10 - 15 m.

Sträucher: Insgesamt 5 Sträucher der Arten Liguster, Feldahorn, Weißdorn und Schlehe als Strauch mit 3

Trieben ohne Ballen im Abstand von 1,25 m - 1,50 m.

Die Maßnahmen sind in der auf die Rechtskraft des Bebauungsplanes folgenden Pflanzperiode

durchzuführen. Die Pflanz- und Kompensationsmaßnahmen werden durch den Eingriffsverursacher

hergestellt, gepflegt und dauerhaft erhalten. Gehölzabgänge sind durch Nachpflanzungen mit Gehölzen

gleicher Art an ungefähr gleicher Stelle in der folgenden Pflanzperiode zu ersetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a

BauGB).

Die Überwachung der Pflanzmaßnahmen erfolgt durch die Stadt Walsrode. Auf Grundlage von

§ 178 BauGB kann die Stadt Walsrode den Eigentümer durch Bescheid verpflichten, sein Grundstück

innerhalb der gesetzten Frist entsprechend der Festsetzungen des Bebauungsplanes zu bepflanzen.

9.3 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

In der gesondert gekennzeichneten überbaubaren Grundstücksfläche ist die Errichtung baulicher Anlagen

nur mit Punktfundamenten zulässig.

Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung

Das festgesetzte Sonstige Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO dient der Unterbringung von Anlagen und

Einrichtungen zur Fremdenbeherbergung, einschließlich Tagungs- und Veranstaltungsräumen, für die Brauerei,

für ferien- und betriebsbezogenes Wohnen, für landwirtschaftliche Nutzungen, Lagerplätze für Material, Wasser-

und Teichflächen, Garagen, Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen sowie Anlagen und Einrichtungen,

die zur Versorgung des Gebietes erforderlich sind und sportlichen sowie sonstige Freizeitzwecke

1.1 SO 1 „Veranstaltungsbereich / Landwirtschaft“

Zulässig sind

· landwirtschaftliche Einrichtungen, ausgenommen Anlagen zur Intensivtierhaltung,

· Maschinenunterstände,

· Lagerplätze für das Hotel und Gastronomie,

· Sanitäreinrichtungen,

· Gebäude für Veranstaltungen, einschließlich Gastronomie sowie

· Anlagen und Einrichtungen für sportliche sowie sonstige Freizeitzwecke.

1.2 SO 2 „Mitarbeiter- und Betriebsleiterwohnen und sonstiges Gewerbe“

Zulässig sind Wohnungen für Betriebsinhaber, Betriebsleiter und Personal sowie sonstige gewerbliche 

Nutzungen, die das Wohnen nicht wesentlich stören.

1.3 SO 3 „Gastronomie, Hotel, Brauhaus“

Zulässig sind Einrichtungen zur Fremdenbeherbergung, für die Brauerei, für ferien- und betriebsbezogenes

Wohnen, Gastronomie, Lagerplätze für Material, Wasser- / Teichflächen sowie Tagungs- und

Veranstaltungsräume. Weiterhin zulässig ist eine Einzelhandelsfläche bis maximal 150 m² für den Verkauf von

regionalen Produkten.

1.4 SO 1 bis SO 3

Weiterhin sind in allen SO-Gebieten zulässig:

- Anlagen zur Ver- und Entsorgung

- Garagen, Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 Zulässige Grundflächen

Die maximale Grundfläche beträgt im Sondergebiet

SO 1 1.500 m²

SO 2 1.200 m²

SO 3 16.700 m²

2.2 Höhe baulicher Anlagen

Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen / Firsthöhe (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) wird wie folgt begrenzt:

SO 1: 8,5 m

SO 2: 8,5 m

SO 3: 12,0 m

Geringfügige Überschreitungen durch untergeordnete Gebäudeteile (z. B. technisch erforderliche Anlagen) bis

zu 1,0 m können zugelassen werden (§ 31 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 6 BauNVO).

Als Bezugshöhe gilt gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO der festgesetzte Höhenfestpunkt Nr. 1 mit 59,31 m NHN.

3. Bauweise

3.1 Für die SO 1- und SO 2-Gebiete gilt eine offene Bauweise.

3.2 In dem SO 3-Gebiet gilt eine abweichende Bauweise (a), in der Gebäudelängen von über 50 m zulässig sind

(§ 22 Abs. 4 BauNVO). Hinsichtlich aller sonstigen Bestimmungen gelten die Vorschriften der offenen Bauweise

(§ 22 Abs. 2 BauNVO).

4. Zulässigkeit von Garagen, Stellplätzen und Nebenanlagen

4.1 Stellplätze sind nur innerhalb der festgesetzten Fläche für Stellplätze sowie der überbaubaren

Grundstücksfläche zulässig (§ 13 Abs. 6 BauNVO). Untergeordnete Stellplätze  i. S. d. § 12 BauNVO sind auch

außerhalb der festgesetzten Fläche für Stellplätze zulässig

4.2 Carports und Garagen i. S. d. § 12 BauNVO, Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO sowie Wasserflächen sind

auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

5. Gesondert gekennzeichnete überbaubare Grundstücksfläche

In der gesondert gekennzeichneten überbaubaren Grundstücksfläche ist die Errichtung einer Terrasse zulässig.

Die Unterkante der Fußbodenhöhe muss mindestens 57,75 m über NHN liegen. Terrassenüberdachungen sind

bis zu einer maximalen Höhe von 60,75 m über NHN zulässig. Als Bezugshöhe gilt gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO

der festgesetzte Höhenfestpunkt Nr. 1 mit 57,25 m über NHN.

6. Grundstücksein- und Ausfahrten

Grundstücksein- und Ausfahrten für Kraftfahrzeuge sind von der K 130 aus nur in den festgesetzten Bereichen

zulässig.

9.4 Innerhalb der Kronentraufbereiche der zu erhaltenden Bäume sind, mit Ausnahme von 1,5 um den 

Stammbereich, Bodenauffüllungen bzw. -abgrabungen nur bis zu einer Höhe von maximal 0,2 m zulässig. In

diesem Bereich sind Oberflächenbefestigungen und Versiegelungen nur in Form von wasser- und 

luftdurchlässigen Materialien (z. B. breitfugig verlegte Natursteinpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen o.

ä.) zulässig. Ausgenommen hiervon sind bereits genehmigte Versiegelungen, die auch weiterhin in ihrer Art

bestehen bleiben können. Sollte es hier allerdings zu einer Änderung der Befestigung kommen, ist diese

textliche Festsetzung zu berücksichtigen.

10. Fläche für die Wasserwirtschaft (zugleich Löschwasserversorgung)

In der Fläche für die Wasserwirtschaft sind neben Wasserflächen mit ihren Uferbereichen die bereits 

genehmigten Anlagen und Einrichtungen für die Freizeitgestaltung (z. B. Wege, Brücken, Stege) zulässig. Die

Nutzung der Wasserflächen als Fischzuchtteiche und die damit verbundene jährliche Reinigung der 

Teiche sind ebenso wie die vorhandenen technischen Anlagen (z. B. Förderbrunnen und Pumpen) zulässig.

Für diese Nutzung liegt eine wasserrechtliche Erlaubnis für die Förderung von Grundwasser zum Zweck der

Fischzucht vor. Weitere, zusätzliche technische Anlagen sind weiterhin nicht zulässig. Zur Sicherstellung der

Löschwasserversorgung ist eine dauerhafte Wasserführung und Zugänglichkeit der Teiche sicherzustellen.

Nachrichtliche Hinweise

Archäologische Denkmalpflege

Sollten in der Erde Sachen oder Spuren gefunden werden, bei denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass

sie Kulturdenkmale (Bodenfunde) sind, so ist dies unverzüglich dem Landkreis Heidekreis als unterer

Denkmalschutzbehörde, dem Landesamt für Denkmalschutz oder der Gemeinde anzuzeigen (§ 14

Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz). Zur Anzeige von Bodenfunden ist jeder am Bau Beteiligte verpflichtet.

Beseitigung des Niederschlagswassers

Gemäß § 96 Abs. 3 NWG sind die Grundstückseigentümer zur Beseitigung des Niederschlagswassers an Stelle

der Stadt verpflichtet, soweit nicht die Stadt den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren

Benutzung vorschreibt oder ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der

Allgemeinheit zu verhüten.

Militärische Altlasten

Für das Plangebiet wurde keine Luftbildauswertung zur militärischen Altlastenerkundung durchgeführt. Sollten bei

den anstehenden Erdarbeiten Kampfmittel, wie z. B. Granaten, Panzerfäuste oder Minen, gefunden werden, ist

umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu

benachrichtigen.

Denkmalschutz

Nach § 13 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) bedarf die Durchführung von Erdarbeiten

einer Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde, die bei baugenehmigungspflichtigen Maßnahmen

zusammen mit der Baugenehmigung zu erteilen ist, bei genehmigungsfreien Vorhaben separat beantragt werden

muss. Mit Auflagen zur Sicherung oder vorherigen Ausgrabung muss gerechnet werden.

Besonderer Artenschutz

Gemäß den Bestimmungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten:

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen, zu töten

oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine

erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer

Art verschlechtert.

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu

entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu

entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.

Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind zu

beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders

und / oder streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nrn. 13 und 14 BNatSchG) sind

a) Rodungs- und Fällarbeiten von Gehölzbeständen im Zeitraum vom 01. März bis 31. Oktober zu vermeiden. In

Ausnahmefällen ist bei Gehölzbeseitigungen innerhalb dieses Zeitraumes das Nichtvorhandensein von

Nistplätzen und Höhlen unmittelbar vor dem Eingriff durch eine geeignete Fachperson zu überprüfen.

Vor Beginn von Rodungs- und Fällarbeiten in der Zeit vom 01. November bis 28. Februar sind Gehölze auf

Baumhöhlen und ggf. darin überwinternde Arten durch eine geeignete Fachperson zu überprüfen. Bei zu

entfernenden Gehölzen in diesem Zeitraum sind die Baumstubben im Boden zu belassen, da hier Amphibien

überwintern können.

Gedenkstein

und gewerbliche Nutzung"

Gemäß § 4a Abs.4 BauGB wurden der Bekanntmachungstext und die Auslegungsunterlagen zusätzlich auf der Homepage der

Stadt Walsrode zur Verfügung gestellt.

Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 03.11.2018 in der Walsroder Zeitung bekannt gemacht worden.

Lage des Plangebietes und der externen Kompensationsfläche,

Quelle: ALKIS 2019

Quelle: Auszug aus den Niedersächsischen Umweltkarten 2019

Maßnahmen auf der externen Kompensationsfläche,

Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzrechts 

Umgrenzung von Schutzgebieten und 

(Biotope nach § 30 BNatSchG)

Festsetzungen Nr. 8.1)

Sonstiger Hinweis

Zuordnung von externen Kompensationsmaßnahmen

Die aufgrund der erheblichen Beeinträchtigungen der verschiedenen Schutzgüter erforderlichen

Kompensationsmaßnahmen sowie die erforderlichen Kompensationsflächen im Rahmen der Waldumwandlung, die

nicht innerhalb des Bebauungsplangebietes umgesetzt werden können, werden auf den Flurstücken 47/247 und

47/246, jeweils Flur 5, Gemarkung Schneeheide, siehe nachfolgende Abbildungen, gedeckt bzw. bereit gestellt.

gez. Arno Wittkugel

L.S.

gez. D. Renneke

L.S.

L.S.

L.S.

L.S.

L.S.

L.S.

gez. Spöring

gez. Spöring

gez. Spöring

gez. Spöring

gez. Spöring

Ziffern b und c wurden in der Urschrift entsprechend der Satzungsentwürfe und der 

Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Walsrode vom 17.12.2019, in die richtige

Reihenfolge gesetzt.

L.S.

gez. i. A. Dipl.-Ing. Boden
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